
 

 
  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 9 SB 1/11 B 
 
L 4 SB 181/09 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 7 SB 196/07 (SG Koblenz) 
 
 
 
……………………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………….,  
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Land Rheinland-Pfalz, 
vertreten durch das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung, 
Baedekerstraße 2-10, 56073 Koblenz, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
 
Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 7. Februar 2011 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d    sowie die Richter   K r u s c h i n s k y     

und   Dr.  K n ö r r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes- 

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 25. Oktober 2010 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 25.10.2010 hat das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz (LSG) die Entscheidung 

des beklagten Landes über die Herabsetzung des Grades der Behinderung des Klägers von 80 

auf 40 sowie über den Wegfall der gesundheitlichen Voraussetzungen der Merkzeichen "G" und 

"B" bestätigt. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bun-

dessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt, die er mit grundsätzlicher Bedeutung sowie dem 

Vorliegen von Verfahrensmängeln begründet. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Keiner der in § 160 Abs 2 SGG ab-

schließend aufgeführten Zulassungsgründe ist ordnungsgemäß dargetan worden (vgl § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche 

Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus Grün-

den der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung erforderlich ist, und dass das angestrebte Revi-

sionsverfahren eine Klärung erwarten lässt (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSGE 40, 158 = 

SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 1500 § 160a Nr 7, 13, 31, 59, 65). Um seiner Darlegungs-

pflicht zu genügen, muss der Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1) eine 

bestimmte Rechtsfrage, (2) ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungs-

fähigkeit sowie (4) die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten 

Entscheidung, also eine Breitenwirkung. Diesen Anforderungen genügt die vorliegende Be-

schwerdebegründung nicht. 

 

Der Kläger hat es bereits versäumt, eine bestimmte Rechtsfrage aufzuzeigen, die in dem ange-

strebten Revisionsverfahren zu klären wäre. Soweit er dem LSG eine fehlerhafte Rechtsanwen-

dung vorwirft, ist seinem Vorbringen jedenfalls nicht zu entnehmen, inwiefern zu den betreffen-

den Punkten ein höchstrichterlicher Klärungsbedarf bestehen soll. Insbesondere findet keine 

Auseinandersetzung mit vorhandener Rechtsprechung des BSG statt (vgl dazu BSG SozR 

3-1500 § 146 Nr 2). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie vorliegend - darauf gestützt, dass ein Verfahrens-

mangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG), so müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels die diesen (vermeintlich) be-

gründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 
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34, 36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des 

LSG - ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass 

also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 

36). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel 

allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und 128 

Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG 

(Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen 

Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Diesen 

Kriterien hat der Kläger nicht hinreichend Rechnung getragen.  

 

Der Kläger hat zwar unter allgemeinem Hinweis auf seinen Vortrag gegenüber dem LSG 

geltend gemacht, dieses Gericht befasse sich mit seinen Ausführungen nicht und verweigere 

ihm insoweit das rechtliche Gehör. Eine Verletzung des insoweit einschlägigen § 62 SGG hat er 

damit aber nicht hinreichend dargelegt. Diese Vorschrift konkretisiert den Anspruch auf 

rechtliches Gehör (Art 103 Abs 1 Grundgesetz). Sie soll verhindern, dass die Beteiligten durch 

eine Entscheidung überrascht werden, die auf Rechtsauffassungen, Tatsachen oder 

Beweisergebnissen beruht, zu denen sie sich nicht äußern konnten (s § 128 Abs 2 SGG; vgl 

BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 12; BVerfGE 84, 188, 190), und sicherstellen, dass ihr Vorbringen 

vom Gericht zur Kenntnis genommen und in seine Erwägungen mit einbezogen wird 

(BVerfGE 22, 267, 274; 96, 205, 216 f). Das Gericht muss jedoch nicht ausdrücklich jedes 

Vorbringen der Beteiligten bescheiden. Ein Verstoß gegen die Pflicht zur Berücksichtigung von 

Vorbringen ist nur dann anzunehmen, wenn sich dies aus den besonderen Umständen des Fal-

les ergibt (BVerfGE, aaO), zB wenn ein Gericht - ohne entsprechende Beweisaufnahme - das 

Gegenteil des Vorgebrachten annimmt oder die Darlegungen eines Beteiligten als nicht vor-

getragen behandelt (vgl BVerfGE 22, 267, 274; 42, 364, 368) oder wenn das Gericht auf den 

wesentlichen Kern des Tatsachenvortrags zu einer Frage, die für das Verfahren von zentraler 

Bedeutung ist, nicht eingeht, sofern der Tatsachenvortrag nach der Rechtsauffassung des 

Gerichts nicht unerheblich ist (BVerfGE 86, 133, 146).  

 

Diesen Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung nicht. Mit seiner schlichten Behaup-

tung, das LSG habe sich mit seinem Vorbringen nicht befasst, hat der Kläger eine Verletzung 

seines Rechts auf rechtliches Gehör in der besonderen Form der Nichtberücksichtigung von 

Vorbringen nicht schlüssig dargelegt.  

 

Soweit der Kläger im Übrigen die Beweiswürdigung des LSG angreift, rügt er eine Verletzung 

von § 128 Abs 1 Satz 1 SGG. Auf einen solchen Verfahrensmangel kann eine Revisionszulas-

sung gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG von vornherein nicht gestützt werden. 

 

Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter als unzulässig zu ver-

werfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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